
schreiten gegen den Großherzog von Oldenburg und gegen

den dermaligen Besitzer von Knip Hausen aufgefordert wird,

das Dasein eines Streites, oder eines Gegners, oder dessen

Eigenschaft als Familienglied beseitigt sein soll, wird einem

Unbefangenen schwer zu fassen sein. Wenn dem so wäre, wie

hier das Gutachten glauben machen will, wenn weder ein

Streit, noch ein Gegner vorhanden wäre, so würde wahrlich

gar keine Veranlassung für die Herren Reklamanten gegeben

sein, eine völkerrechtliche Autorität mit ihren Gesuchen zu be¬

helligen! Das aber gehet aus dieser Darstellung Aar hervor,

was die Wortführer der Herren Reklamanten von der völker¬

rechtlichen Autorität verlangen: einen Machtspruch zu ihren

Gunsten, unbekümmert darum, ob rechtliche Vorausse¬

tzungen für diesen Spruch vorhanden oder trotz dem, daß

solche nicht vorhanden und ihnen sogar entgegen wären!

Von der Competcnz der hohen Bundesversammlung in
der Bentinck'schen Successionssache.

8 122.

1) Nachweis der Unrichtigkeit der Behauptung im Pözl'schen Gutachten,
daß der Großherzog von Oldenburg die Erfüllung einer im Berliner Ab¬

kommen übernommenen Verpflichtung verweigere.

Das Gutachten unternimmt sodann (S. 12ö folg.) den

Versuch, die Compelenz des Bundes nachzuweisen. Voran steht

die Behauptung:

„Verweigert der Großherzog von Oldenburg bei die-

„sem Stand der Dinge die Erfüllung der durch das

„Abkommen übernommenen Verbindlichkeit, die Grafen

„von Bentinek in dem Besitze und Genüsse der

„Landeshoheit in Kniphausen gegen unberechtigte

„dritte Personen zu schützen, so stehet den Beteiligten

„zur Verfolgung ihrer Rechte kein anderes Mittel zu
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„Gebot, als die Hülfe der deutschen Bundes¬
versammlung anzurufen, und diese ist ver¬
pflichtet, diesem Anrufen zu willfahren."

In diesem Satze sind eben so viele Unrichtigkeiten als
Satzglieder. Denn

1) verweigert der Groß her zog von Oldenburg durch¬
aus nicht die Erfüllung einer durch das Berliner Abkommen über-
nommcnen Verbindlichkeit: er bestreitet vielmehr nur, eine
solche Verbindlichkeit,wie sie die Herren Reklamanten ihm bei¬
messen wollen, in dem Berliner Abkommen übernommen
zu haben: er erwartet nur, daß das im Art.

VI.
Int.

ä
des Berliner Abkommens vorgeschriebene schiedsgerichtliche Ver¬
fahren seine Verpflichtung feststelle, in der Knip Häuser
Successionssache selbst zu entscheiden.

2) Der Stand der Dinge ist keineswegs so, wie ihn das
Gutachten in dem Interesse der Herren Reklamanten darzustellen
sucht. Insbesondere ist es unwahr, daß die hohe Bundes¬
versammlung durch den Bundesbcschlnß vom 12. Zuni 1345
bereits ausgesprochenhabe, oder auch nur aussprechen wollte,
daß der dermalige Besitzer von Kniphausen, als aus noto¬
rischer Mißhcirath entsprossen, succcssionsunfähigund darum
von der Landesregierung zu entfernen sei (vgl. oben H 19—
26). So lange dieser Stand der Dinge sich nicht ver¬
ändert hat, können alle Sophismen der rcclamantischcn Wort¬
führer, sie mögen in Eingaben an den Großhcrzog von
Oldenburg oder an die hohe Bundesversammlung oder
endlich in dem diesen Eingaben nachgebildeten Rcchtsgutachtcn
vorgetragen werden, nicht bewirken, daß von irgend einer
Seite, selbst nicht von Seite einer politischen Autorität,
ein Vollzug des Bundesbeschlusses vom 12. Juni 1845 im
Sinne der Herren Reklamanten für rechtsbegründet er¬
kannt werde.

3) Es ist unrichtig, daß es sich um den Schutz der
Herren Rcclamanten im Besitze und Genüsse der Landes¬
hoheit in Kniphausen handle — denn sie sind weder in
diesem Besitze, noch in diesem Genüsse, sondern dieser ist that-
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sächlich, und für die Dauer des Prozesses sogar vertragsmä¬
ßig, bei dem von den Herren Reclamauten selbst sog. „fac¬
ti scheu Besitzer;" sie sind nichts als Erbberechtigte, die ein
besseres Erbrecht als der dermalige Besitzer geltend machen
und zum BeHufe der Geltendmachung ihrer angeblich besseren
Successions anspräche diesen aus dem Besitze und Ge¬
nüsse drängen wollen. Ihre angebliche bessere Erbbcrechtigung
konnte, wenn sie zu erweisen wäre, für sie erst der Rechtstitel,
sein, um in Besitz und Genuß des Aldenburgischen Fidei-
commisses zu kommen: bevor sie aber die Anerkennung ihres
besseren Successionsrechtes durchgesetzt haben, kann auf ihrer
Seite von dem Verlangen eines Schutzes im Besitz und
Genuß der Landeshoheit in Knip Hausen nicht die Rede
sein, sondern dieser Schutz im Besitz und Genuß gebührt,
nach den allgemeinen, selbst zu jeder Zeit von allen völkerrecht¬
lichen Autoritäten und namentlich in der Wiener Schlußakte
vom 15. Mai 1320 Art. 19 sogar in Bezug auf Streitigkeiten
zwischen Bundesgliedcrn anerkanntenGrundsätzen, dem fakti¬
schen Besitzer!*')

-1) Es ist unwahr, daß den Herren Reklamanten hier
ein unberechtigter Dritter gegenüberstehet,sondern es stehet
denselben ein Familienglied gegenüber, welches, wie oben 8 83
und 121 gezeigt wurde, unter allen Umständen, wie auch der
Bentinck'sche Successionsstreit endigen mag, legitimes Fami¬
lienglied bleibt, das an sich in dem ganzen Ald cnburgisch en
Familienfideikommißerbberechtigt ist und ohne die Behaup¬
tung der Agnaten, daß ihnen für das Ald cnburgische Fidei¬
kommiß oder mindestens für einen Theil desselben (K «Up¬
hausen) wegen angeblicher Anwendbarkeit des srt. XXII.. § 4
der Wahlcapitulation ein besseres Suceessionsrecht zustehe,

6) Wiener Schlußakte Art. t3: „Wenn zwischen Bundesgliedcrn Tät¬

lichkeiten zu besorgen oder wirklich ausgeübt worden sind, so ist die Bun¬

desversammlung berufen, vorläufig Maaßrcgcln zu ergreifen, wodurch jeder

Selbsthülfe vorgebeugt und der bereits unternommenen Einhalt gethan

werde. Zu dem Ende hat sie vor Allem für Aufrc ch t ha lt ung

des Besitzstandes Sorge zu tragen."
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von Niemand in Deutschland in seinem Erbrechte an¬

gefochten sein würde oder angefochten werd en dürfte.

5) Wenn die Voraussetzung, von welcher das Pözl'sche

Gutachten ausgeht — daß es sich nämlich um die Erfüllung

einer dem Großherzoge nach dem Berliner Abkommen oblie¬

genden Verbindlichkeit handle, den B entinck'schcn Agnaten einen

aus der Wahlcapitulation srt. XXII. Z 4 zu gewährenden Schutz

angcdeihen zu lassen — richtig wäre, so wäre eben deßhalb die

weitere Behauptung des Gutachtens unrichtig, daß den Herren

Reklamanten kein anderes Mittel zu Gebote stehe, als den

Bund um Hülfe anzurufen: denn gerade zur Entscheidung

einer solchen Streitfrage ist nicht der Bund, sondern das

in dem Berliner Abkommen Art. VII. eingerichtete Schieds¬

gericht competent, wie dies in dem Commissionsberichte vom

20. September 1851 (f. oben § 35, 36) erschöpfend nachge¬

wiesen worden ist. Da aber der Großherzog von Oldenburg

sich jederzeit bereit erklärt hat, diese Vorfrage durch das ge¬

dachte Schiedsgericht entscheiden zu lassen und sich dessen Aus¬

spruche zu unterwerfen, so kann durchaus keine Rede davon

sein, daß den Herren Reklamanten kein anderes Mittel zu Ge¬

bote stehe, als die Bundesversammlung anzurufen.

6) Endlich ist unwahr, daß die hohe Bundesversamm¬

lung verpflichtet sei, den Herren Reclamautcn zu willfahren.

Es liegt weder in den Grundgesetzen des deutschen Bundes,

noch in irgend einem Beschlüsse der hohen Bundesversammlung

selbst irgend ein Grund, welcher sie verpflichtete oder auch nur

berechtigte, in die Bentiuck'sche Successionssache in der

von den Herren Rcclamantcu beabsichtigten Weise durch eine

Scl bsteutschcid ung d. h. durch einen Machtspruch einzu¬

greifen, einen Theil des Streitobjekts, Ute penüente, aus

dem Prozesse zu reißen und der Cognition eines an die

Stelle der höchsten Reichsgerichte durch das Berliner Abkom¬

men getretenen Gerichtes, welches sich längst für competent

erklärt hat, zu entziehen. Namentlich liegt eine solche Ver¬

pflichtung der hohen Bundesversammlung nicht in dem Bundes-

beschlusse vom 12. Juni 1845, indem dieselbe dadurch, daß sie

19
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den hohen Adel und die Ebenbürtigkeit der gräflichen Familie

Bentinck mit den souveränen Bundesgliedern — und zwar

in übergroßer Milde und mit Beiscitesctzung der notorisch

strengeren Grundsätze des alten Reichsstaatsrcchtes — anerkannte,

mit dieser Anerkennung alles gethan hat, wozu sie im

äußersten Falle sich durch die Bnndeögruudgesetze für be¬

rechtigt halten durfte (siehe oben § 107). Die Bundes¬

versammlung hat aber durch diesen Bundesbcschluß vom 12.

Juni 1845 sich durchaus nicht verpflichtet, oder vielmehr

sich nicht angemaßt, über die Voraussetzungen der Suc-

cessionsfähigkeit innerhalb der Bentinck'schen Familie

etwas, was es auch sei, festsetzen zu wollen (s. oben H 103);

sie hat vielmehr ausdrücklich erklärt, dies nicht zu thun und

nicht thun zu wollen (s. oben K 19 — 26) und nicht gethan zu

haben (s. oben Z 32 — 36), und wird sich nun wahrlich nicht

nachträglich durch die Sophismen der rcclamantischen Wortführer

dahin drängen lassen, im offenbarsten Widerspruche

mit ihren eigenen bnndcsprotocollarisch festgestellten und somit

notorischen Erklärungen und den in dieser Beziehung über¬

eilt st t m m e n d e n A b sti m m n n g c n der s ä in mtli ch e n hohen

deutschen Bundesregierungen (s. Z 25), dem Bundesbeschluß

vom 12. Juni 1845 einen Sinn unterzulegen, oder gar sich

als verpflichtet zu einer solchen Unterleguug anzuerkennen,

wie er von ihr nie beabsichtigt war, sondern lediglich eine

Dichtung der Herren Reklamanten und ihrer Wortführer ist.

Nachdem nun auf solche Weise der Cardinalsatz des Gut¬

achtens, daß der Großherzog von Oldenburg die Erfül¬

lung einer im Berliner Abkommen übernommenen Verpflichtung

verweigere, sich als durchaus unwahr dargestellt hat, so

fallen damit alle daran geknüpften Folgerungen von selbst in

der Art, daß eine weitere Untersuchung über die Compctenz der

h. Bundesversammlung, nach der im Gutachten aufgestellten

Theorie selbst, an sich überflüssig ist. Jedoch soll auch hier den

Ausführungen des Gutachtens Schritt vor Schritt gefolgt wer¬

den, um deren Unstichhaltigkeit nach jeder Richtung hin zu

zeigen.
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Z 123.

2) Nachweis, daß die Artikel II. und XI. der deutschen Bundesacte in

keiner Beziehung zu dem Bentinck'schen RcchtSfalle stehen.

Das Gutachten sucht uun zuerst die Verpflichtung des Bun¬

des zur Gewährung der von den Herren Reklamanten gestellten

Anträge auf sog. Vollziehung des Bundesbeschlusscs vom 12.

Juni 1845, d. h. auf Handhabung desselben in dem Sinne, daß

der dermalige Besitzer von Kniphausen, als geboren aus einer

unstreitig notorischen Mißhcirath und folglich als successionsun-

fähig, brevi manu zu entsetzen sei, durch Berufung auf die all¬

gemeinen Grundsätze des Bundesrcchtcs zu rechtfertigen. Zu

diesem BeHufe wird „der Graf" von Bentinck (Gutachten

S- 127. 129.) als „mittelbarer Bundesgenosse" erklärt:

es wird sodann auf Art. 2. der deutschen Bundesacte verwie¬

sen, wonach als einer der Bundeszwecke „die Erhaltung der

Unabhängigkeit und Unvcrletzlichkcit der einzelnen deutschen

Staaten" bezeichnet wird, und auch Art. 11 der Bundesacte

angerufen, worin gesagt wird: „Alle Mitglieder des Bundes

„versprechen sowohl ganz Deutschland, als jeden einzelnen

„Bundesstaat gegen jeden Augriff in Schutz zu nehmen, und

„garantircn sich gegenseitig ihre sämmtlichen unter dem Bunde

„begriffenen Besitzungen."

Es wird hiernach geltend gemacht, daß die Grafen Bentinck

zu allen Lasten des deutschen Bundes beitrügen,*) und folg¬

lich auch ein Recht auf den Schutz hätten, welchen die Bundes¬

versammlung allen Bundeögliedern verheiße: es wird hier¬

bei auf den Eingang des Berliner Abkommens selbst ver¬

wiesen, worin es für einen von den h. vermittelnden Mächten als

begründet anerkannten Wunsch des Herrn Grafen erklärt wird,

„den Schutz des deutschen Bundes, wie früher des deutschen

„Reiches, zu genießen."

Es soll hier nur im Vorbeigehen bemerkt werden, daß in

dieser Bezeichnung des „Herrn Grafen" als „mittelbares

Bundesglied" abermals eine jener Aufblähungen auftaucht,

5) Notorisch haben die Herren Reklamanten dazu bisher noch gar nichts

beigetragen, wohl aber der bisherige Besitzer!
19*



— 292 —

welche früher schon in dem Bundescommissionsgutachten vom

Jahr 1828 und in der Abstimmung des Oldenburgischen Ge¬

sandten in der 20. Sitzung § 130 vom 24. Juli 1823 so ent¬

schieden zurückgewiesen worden sind, *') und deren Erwähnung

in der Denkschrift von 1350 S. 18 die Wortführer der

Herren Reclamantcn so unangenehm berührt hat. **) Es be¬

darf hier wohl nur der Verweisung auf den Commissivnsbericht

vom 24. Juli 1828, worin ausdrücklich hiergegen bemerkt

wurde,*'*'*') daß „der Herr Graf" ein „Untcrthan",

wenn gleich „von der privilcgirtcsten Klasse" ist. Da es

nach deutschem Bundesrcchte notorisch keine mittelbaren

B und es g li ed er gibt, so erhellet von selbst, daß aus einer

angeblichen mittelbaren Bundesgliedschaft keinerlei Rechte ab¬

geleitet werden können.

Aber abgesehen hiervon sind die angezogenen Art. 2 und li

der Bundcsacte ganz unbrauchbar, um daraus das Mindeste

für die Absichten der Herren Rcclamauten abzuleiten. Das

Gutachten selbst kann nicht umhin S. 128 einzuräumen, „daß

mau (bei Abfassung dieser Artikel) „zunächst an die An¬

griffe der auswärtigen Staaten" gedacht haben möge,

glaubt aber, daß auch ein Angriff, der von einem Mitgliede des

Bundes, oder von einem Dritten ausgeht, der nicht Mitglied

des Bundes ist, sowohl dem Wortlaut als der Absicht des Ge¬

setzes nach unter Art. 11. der Bundcsacte falle.

Das Gutachten übersieht aber bei dieser Argumentation

einen der einfachsten und ersten Grundsätze des deutschen Bun-

desrechtes. Die deutsche Bundcsacte Art. 2 und Art. 11 garan-

tirt nämlich allerdings allen „deutschen Bundcsgliedern" ihre Be¬

sitzungen gegen Gewalt,^) aber nicht gegen Recht: d. h. die

5) In der Vorstellung des Herrn Generalmajors Johann Karl Ben-

tlnck war nämlich der Herrschaft Kniphauscn sogar das Prädikat „sou-

verain" beigelegt worden!

K*) Man sehe das Pözl'schc Gutachten, S. 49.

Sieh oben S. 25.

4) Das führt namentlich die Wiener Schlußakte Art. 19 und folgende
weiter aus.
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deutsche Bnndcsactc schließt selbst zwischen Bundesgliederneinen
Rechtsstreit über einen Landesbcsitz und namentlich in Bezug
auf Successionssachen nicht aus und hat für die richterliche
Entscheidung solcher Sachen unter denselben sogar eine eigene rich¬
terliche Instanz, die Ansträgalinstanz, angeordnet.'^) Ganz un¬
passend und unschlüssig ist es aber, wenn das Gutachten S. 126
eine Analogie vom gewaltsamen Umstürze der Regierung in einem
Bundeslande n. s. w. hernehmen will. Niemals hat man in
Deutschland, weder nach dem alten Reichsrechte, noch nach dem
neuesten Staats- und Bundesrechte einen solchen einfachen Erb¬
folgestreit, einen Streit über die Sncccssionsfähigkcitangeblich
in notorischer Mißheirath erzeugter Kinder unter einen solchen
Gesichtspunkt gestellt: namentlich ist dazu keine Veranlassung
gegeben, wo wirklich gerichtliche Instanzen zur Entscheidung
der Successionsfragenbestehen, wie eine solche im Berliner Ab¬
kommen Art. VI, Int. ü, wie oben ausgeführt wurde, wirklich
eingerichtet worden ist. Uebrigens ist hier noch besonders daran
zu erinnern, daß, wie der Commissionsbericht vom 24. Zuli 1828
ganz richtig und mit einstimmiger Billigung der gesummten
Bundesversammlung ausgesprochen hat, es sich in dem Ben-
tinck'schen Snccesstonsstreitum nichts Anderes handelt, als um
einen Streit über eine Fideicommißerbfolgein einer (wenn
gleich sehr privilegirtcn) Nnterth a n en-F a mi l i c, unter
deren Fideikommiß als Bestandtheil, und zwar kcineswcges als
der wesentlichste oder bedeutendste,'"*') eine Besitzung begriffen
ist, auf welcher — was heutzutage eine staatsrechtliche Anomalie
ist, zur Reichszcitaber ein gar nicht seltenes Vcrhältuiß war —
landesherrliche Rechte in dem früher damit verbundenen Sinne
haften. Wenn daher auch das Berliner Abkommenkeine

"-') BundeSactc, Art. It.

«) Oldenburg erklärte zur Berichtigung der auch hierin „ irrthü Vi¬

lich cn" Angaben in der Vorstellung des Herrn Grafen Johann Karl

Bcntinck in der Sitzung vom 24. Juli 1823: „Ist die Herrschaft Knip-

hauscn nicht, wie dort vorgestellt, der Hauptthcil des Aldenbnrgtschcn Fidci-

commisscS, und die übrigen Thctlc sind nicht Pcrtincnzcn desselben, nament¬

lich nicht die edle Herrschaft Varel." —
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Bestimmung über das Forum enthielte, wo die Erbfolgcstreitig-

keitcn unter den Mitgliedern dieser „p ri vi l eg irt cn Untcr-

thancnfamilie" in gerichtlichem Prozeßwege ausgetragen

werden konnten, oder wenn die hierfür angezogenen Be¬

stimmungen des Berliner Abkommens wirklich nicht «maß¬

gebend sein sollten, so würde daraus immer noch nicht folgen,

daß der Bentiuck'sche Fall dem Falle gleichgeachtct werden

müßte, daß sich in einem souveräne» deutschen Bundesstaate ein

Usurpator aufwerfen würde, welche Bezeichnung überdies doch

nur von demjenigen gebraucht werden dürfte, dessen Nichtbc-

rechtigung zur legitimen Thronfolge bereits andcrwcits no¬

torisch feststehet, nicht abxr von einem Familienmitgliede,

dessen Successionsrccht in seiner anerkannten Eigenschaft als

Sohn des Rcgierungsvorgängers wurzelt — ein Recht, wel¬

ches der König Friedrich IV. von Dänemark in seiner An¬

erkennungsurkunde vom 18. Dezember 1722 über das Suc¬

cessionsrccht des Herzogs Friedrich Karl, Sohnes des Her¬

zogs Christian Karl zu Norburg und der Fräulein von

Eichelberg, so schon als wahr als ein Recht bezeichnet hat, das

„dem Sohne von Gott und der Natur aus zusteht." '')

Am wenigsten kann aber von den durch eine Usurpation be¬

gründeten Verhältnissen eine Analogie hergenommen werden,

wenn der deutsche Bund selbst, wie in dem Bcntinck'schcn

Falle geschehen ist (siehe oben 8 115.), einen Fall als zu eiyem

gerichtlichen Verfahren geeignet erklärt und die Prätendenten,

die ein besseres Successionsrecht behaupten, zur Anstellung einer

5) „Luoä veus ot natura jus eis seäerat." — Sichc meine Schrift

über Mißheirathen S. tI3. Man erinnere sich z. B. nnr an den Spon-

hcimischen Successionsstrcit. In diesem behauptete die Krone Bayern, daß

die mit dem Fräulein Geyer von Geyersberg (nachhcrigcn Gräfin Hoch¬

berg) erzeugte Descendenz des Großherzogs Karl Friedrich von Baden

nicht als ebenbürtig und daher nicht als successionsfähig in die Surrogate

für die Grafschaft Sponheim betrachtet werden dürfe: nie aber würde der

deutsche Bund geduldet haben, noch jemals dulden können, daß diese Des¬

cendenz von den Bayerischen Agnaten während des SuccessionSstrctteS und

vor rechtlich ausgemachter Sache als Usurpatoren in dem Sponheimer Sur¬

rogat behandelt und drevi m-mu aus dem Besitze gesetzt würden.
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förmlichen Klage bei dem competentcn Gerichte angewiesen hat.

Eben weil es sich in dem Bentinck'schen Successionsfallc ledige

lich um die Succession in ein in einer Unterthanenfamilie

bestehendes Fideicommiß und beziehungsweise um einen Be-

standthcil desselben handelt, also um einen Erbfall in einer

Familie, hinsichtlich deren, weil sie Unterthan ist, schon aus

diesem Grunde die Jurisdiction eines deutschen Bundesgltedes

(hier des Grosthcrzogs von Oldenburg) begründet sein muß,

so würde sich ergeben, daß bei einem Stillschweigen des Ber¬

liner Abkommens über das Forum, welches in Successionö-

streitigkeitcu der Familienglicdcr unter sich Platz greifen soll,

die Herren Reclamanten sich mit ihren Ansprüchen an jenes

Gericht wenden müßten, bei welchem der Groß¬

herzog von Oldenburg dem Besitzer seinen all¬

gemeinen Gerichtsstand anweisen würde!

8 124.

3) Nachweis, daß die Anträge der Bentinck'schen Agnaten bei der hohen

Bnndcsversammlnng nicht aus dem Gesichtspunkte der übernommenen Ga¬

rantie des Berliner Abkommens gerechtfertigt werden können.

Das Gutachten suchet sodann die Competcnz der Bundes¬

versammlung zur sogenannten Vollziehung des Bundesbeschlusseö

von 1345, beziehungsweise zur Auordnung der sofortigen Ent¬

setzung des dermaligcn Besitzers von Kniphauscn, ungeachtet

der Rechtshängigkeit des Sncccssionsstreitcs, im Ganzen aus

dem Gesichtspunkte der Garantie des Berliner Abkommens

zu rechtfertigen. Es wird zu diesem Bchufe angeführt, daß

der deutsche Bund, zufolge der von ihm durch Bundesbcschluß

vom 9. März 1826 übernommenen Garantie des Berliner Ab¬

kommens, in Gemäßheit des Art. IX. desselben, ans die „ge¬

naue und vollständige Erfüllung der in dem Abkom¬

men enthaltenen Bestimmungen zu achten und insbesondere

„daraus zu halten habe, daß die zwischen Seiner Durchlaucht

„dem Herzog von Oldenburg und dem Herrn Grafen entstehen¬

den Streitigkeiten auf dem durch das Abkommen ver¬

einbart cn Wege zur Entscheidung gebracht und die
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„erfolgten Erkenntnisse auch pünktlich vollzogen werdein

„Z n dem Ende" (d. h> um die Folgen der Garantie geltend

„zumachen) „steht dem Herrn Besitzer der Herrschaft

„derRecurs an d ic B un d c sv cr sam mlung in allen

„vorkommenden Fällen offen."

An diese Bestimmung des Art. IX. des Berliner Abkom¬

mens knüpft nun das Gutachten jene Reihe von Trugschlüssen

und Sophismen wieder an, welche in dem Verlaufe dieser Gc-

genansführung schon wiederholt in ihrer Nichtigkeit nachge¬

wiesen worden sind. Die Wirkung der Garantie soll sich hier¬

nach für „den Grafen Benttnck" dahin äußern, „daß er

„im ungestörten Besitze alles dessen verbleibe, was

„ihm das Abkommen einräumt; gegen Eingriffe dritter Per¬

sonen soll der Gras zunächst durch den anderen Kontrahenten

„geschützt werden; denn dieser habe durch Vertrag die Pflichten

„übernommen, welche früher mit der Reichshoheit verbunden

„waren, und darunter sei die Pflicht des Schutzes gegen un¬

berechtigte dritte Personen begriffen. Komme er dieser

„vertragsmäßigen Verbindlichkeit nicht nach, so sei die Bundes¬

versammlung bei Anrufen des Grafen auf Grund ihrer Eigen¬

schaft als Garantin des Vertrags verpflichtet, jenen Schutz zu

„verwirklichen, und diese Pflicht sei einerseits natürlicher Aus-

„fluß der übernommenen Garantie, anderseits durch ausdrück¬

liche Bestimmung des Art. 31 der Wiener Schlußacte von 1826

„begründet, und wenn man diese allgemeinen Grundsätze auf

„die vorliegenden tatsächlichen Verhältnisse anwende, so werde

„sich ergeben, daß die Grafen von Bcntinck die Wieder¬

einsetzung in den Besitz und Genuß ihrer landes¬

herrlichen Rechte nur durch die Bundesversammlung erwirken

„können."

So wenig es an sich noch nothwcndig sein würde, auch

diese Ausführung Punkt vor Punkt zu widerlegen, und so be¬

ruhigt man in dieser Hinsicht auf die früheren Gegenausfüh¬

rungen verweisen dürfte, so soll doch die kleine Mühe nicht

gescheut werden, auch hier dem Gutachten aus jedem Schritte

nachzugehen.
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Das Gutachten spricht hier, wie schon oben bei der

Kritik der Seite 127 desselben bcmerklich gemacht worden ist,

immer von dem „Herrn Grafen", welchem aus dem Ber¬

liner Abkommen und der Garantie des deutschen Bundes ge¬

wisse Rechte zustehen, welche jetzt in Wirksamkeit zu setzen an

der Zeit sei. Dabei wird aber darüber hinweggegangen, daß

ja eben das die Präjudicial- und Vorfrage ist, wer

denn gegenwärtig der „Herr Graf" sei, von wel¬

chem das Berliner Abkommen spricht, ob der dermalige Be¬

sitzer von Kniphausen, oder einer der Herren Recla-

manten, und welcher etwa von diesen Letzteren, ob der Graf

Wilhelm, der in dem Drama des Bentinck'schcn Succes-

sionsstrcitcs als Kläger auftritt und daher von seinen Herren

Brüdern, wie gezeigt wurde, sehr bitteren Tadel erfahren mußte,

während ihn der eine derselben, Graf Karl, doch zugleich

bei der „ Compr om ittirun g" der legitimen Familie durch

die Führung des Prozesses (siehe oben S. 39) als Agent nach

Kräften unterstützt, oder ob der Graf Karl selbst, der sich 1836,

nach eigener Angabc des Gutachtens, von dem Grafen Wil¬

helm die Landeshoheit in Kniphauscn abtreten ließ und

auch neuerdings wieder in einer Eingabe der sämmtlichen drei

Herren Brüder an den Großherzog von Oldenburg als der

von ihnen zur Führung der Landesregierung Auserkorene und

daher in den Besitz von Kniphauscn zu Jmmittircndc be¬

zeichnet wurde?

So lange aber wenigstens nicht rechtlich ausgemacht und

endgültig entschieden ist, wer denn „der Graf" im Sinne

des Berliner Abkommens, und also dem Großhcrzog von Ol¬

denburg gegenüber der Berechtigte ist, so lange fehlt es der

ganzen Argumentation der Gegenseite an einem haltbaren und

festen Ausgangspunkte, und ist es daher, so lange „der Berech¬

tigte" noch nicht festgestellt ist, von gar keinem Belange, dar¬

über zu streiten, welches der Inhalt seiner Berechtigung sein

würde. Sodann aber handelt es sich eben in Bezug auf die

Herren Reclamanten weder um ein „Verbl eib en" in dem Be¬

sitze und Genüsse der Landeshoheit, den sie noch niemals



- 298 -

gehabt haben, noch daher auch um eine „W ie dercinsetzung"

der Grafen Bcntinck in diesen Besitz und Genuß, sondern

es handelt sich für sie um dessen erste Erlangung, be¬

ziehungsweise um die Anerkennung ihres angeblich besseren

Successionörechtes, wie oben schon S. 235 gezeigt wurde. Es

ist ja auch nicht der gräflichen Familie Bentinck als solcher

das Recht auf den Besitz und Genuß der Landeshoheit in der

Herrschaft Knip Hausen bestritten, sondern es handelt sich

nur darum, wer innerhalb derselben nach Lage des Falles

der besser Erbberechtigte sei. Es ist daher auch hier nicht,

wie ebenfalls schon oben S. 294 ausgeführt wurde, von einem u n-

befugten Dritten, einem fremden Eindringling, die

Rede, am wenigsten von einem solchen, der wie das Gutachten

S. 131 meint, sowohl nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen, als

nach den besonderen Familienstatutcn unfähig wäre, sondern es

handelt sich um das Succcssionsrccht eines Familienglicdcs,

welches jederzeit — wie auch die Kniphauscr Frage ent¬

schieden werden mag — legitimes Familienglicd ist und

verbleibt, das gemeine Rcichsrecht für sich und kein Familicn-

statut oder Familienherkommcn gegen sich hat, und von dem

bereits feststehet, daß auch die hohe Bundesversammlung gegen

seine Fortregierung in der Herrschaft Kniphausen nicht das

Mindeste einzuwenden haben kann, so wie durch richterliches

Erkenntnis; definitiv festgestellt ist, daß die gegen seine Suc-

cessionsfähigkeit von Seiten des Klägers vorgebrachten Ein¬

wendungen unbegründet sind.^) Es ergibt sich ferner überdies

aus dem eigenen Vorbringen des Gutachtens S. 129, 130,

daß der Rccurs, welchen der „Herr Graf" nach dem Ber¬

liner Abkommen Art. IX. an die Bundesversammlung zu neh¬

men befugt ist, und der Schutz, den sie ihm nach Maaßgabe

dieses Artikels und der übernommenen Garantie zu gewähren

hat, lediglich darauf beruht, daß der im Berliner Abkommen

Art. VII. vorgezeichnete Weg zur Erledigung der Streitigkeiten

Siehe den Hauptvortrag der Bundcscommtssion vom 4. Juli 1844,

oben §24 S. 47, und die k. preußische Instruction vom 29 April 1359,

oben § 25, S. 59 u. s. w.
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zwischen dem Großherzog von Oldenburg nnd dem „Herrn

Grafen" eingehalten werde, und diesen Weg (der schieds¬

richterlichen Entscheidung) mit dem Herrn Grafen, über die mit

demselben obschwebende Meinungsverschiedenheit, zu betreten, hat

der Großhcrzog von Oldenburg nie geweigert. Wenn das

Gutachten S. 131 angibt, der GroßHerzog von Olden¬

burghabe die Reklamationen der Bentin ck'schcn Agnaten unter

Angabc von Gründen verweigert, welche den thatsächlichcn

Verhältnissen widersprächen, wohin namentlich die Bezugnahme

auf die Zuständigkeit der Gerichte gehöre, so ist einmal letztere

an sich kein thatsächliches, sondern ein rechtliches Verhältnis;

— eine reine Rechtsfrage — aber auch ganz abgesehen hier¬

von ist dies alles kein Grund, aus welchem der „Herr Graf"

sich weigern dürfte, mit dem Großherzog von Oldenburg,

nach Anleitung des Art. VII. des Berliner Abkommens, vor das

Schiedsgericht zu treten, da dieses schon über die Richtigkeit

oder Unrichtigkeit „thatsächlicher Verhältnisse" zu entscheiden

wissen würde. Es ist daher ein offenbarer Sprung, wenn

das Gutachten behauptet, daß, wenn der Großhcrzog von

Oldenburg einer Verbindlichkeit nicht nachkomme, die

ihm das Berliner Abkommen auflegt, sofort die Bundes¬

versammlung berechtigt nnd verpflichtet sei, das anzu¬

ordnen und zu verfügen, was der Großherzog unter Be¬

rufung darauf — daß er zu solcher Anordnung oder Verfügung

sich durch das Berliner Abkommen nicht für verpflichtet erachte —

abgelehnt hat.") Daß hier eine Lücke in den jenseitigen Schluß¬

folgerungen ist, fühlt das Gutachten selbst so wohl, daß es für

nothwendig findet, der Bestreitung der Zulässigkcit des im

Art. VII. des Berliner Abkommens für Streitigkeiten des Groß¬

herzogs mit „dem Herrn Grafen" vorgeschriebenen schicdsge-

6) Daß die Weigerung des Großherzogs von Oldenburg, eine durch
das Berliner Abkommenwirklich übernommene Verbindlichkeit zu erfüllen,
der Bundesversammlung doch kein anderes Recht geben könnte, als für die
Einleitung des schiedsgerichtlichen Verfahrens nach Maaßgabc des Berliner
Abkommens Art. VII. zu sorgen, hat der Commissionsbcrichtvom 2b. Sept.
1851 bereits vollständig ausgeführt. — Siehe oben S. 71.
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richtlichen Verfahrens nach einen besonderen Abschnitt zu wid¬

men. Nebrigcns sind auch hier wieder „die thatsächlichen

Verhältnisse", auf welche die angeblichen Grundsätze des

Berliner Abkommens angewendet werden sollen, in dem bun-

desprotocollwidrigen und notorisch unwahren Sinne zur Grund¬

lage gemacht, als wenn durch den Bundesbcschluß vom 12.

Juni 1845 die Bundesversammlung bereits ausgesprochen hätte,

daß der dermalige Besitzer von Kniphausen aus notorischer

Mißheirath entsprossen und daher successionsunfähig sei. Mit

der Unwahrheit dieser Unterstellung fällt aber auch zugleich

die Behauptung, daß die Bundesversammlung nach Art. 31

der Wiener Schlußakte von 1820 unmittelbar einzuschreiten

haben wurde; denn dieser Artikel, der der Bundesversamm¬

lung das Recht und die Verbindlichkeit auflegt, für die „Voll¬

ziehung der in Gemäßhcit ihrer Competenz von ihr

gefaßten Beschlüsse zu sorgen", legt ihr mit keinem Worte

die Verbindlichkeit ans, einen Bundesbcschluß, wie den vom

12. Zuni 1845, auf den Antrag von Reclamantcn, aus Ge¬

fälligkeit für diese, nachträglich in einem ande¬

ren Sinne zu interpretiren, als in welchem sie ihn

ursprünglich gefaßt, oder etwas Anderes hineinzule¬

gen, als was sie bereits als dessen wahren Sinn erklärt

hat und was sich als solcher aus den Abstimmungen

der Bnndesglieder ergibt.")

§ 125.

4) Nachweis, daß der wirkliche Besitz der Landeshoheit der Herrschast Knip¬

hausen keine Voraussetzung für die Anwendung des Art. VII. des Berliner

Abkommens ist.

Das Gutachten wendet sich nunmehr zu der besonderen

Ausführung, warum die Frage zu verneinen sei, ob der

Großherzog von Oldenburg und die Grafen Bentinck nach

den Bestimmungen des Berliner Abkommens gehalten seien, über

^) Daß der Art. 31 der Wiener Schlußakte in dem Falle, daß

das nach Art. VII. des Berliner Abkommens eintretende Schiedsgericht in

dem Sinne der Herren Reklamanten entscheiden sollte, der BnndeSvcrsamm-
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ihre Meinungsverschiedenheithinsichtlich des Umsangs und der
Bedeutung der dem Groß Herzog von Oldenburg zuste¬
henden Hoheit in das im Art. VII. des Berliner Abkommens
angeordnete schiedsrichterliche Verfahren einzutreten.

Es ist immerhin sehr merkwürdig,hier neuerdings zu sehen,
worauf auch schon oben 8 118 aufmerksam gemacht worden
ist, mit welcher Anstrengung, ja man darf wohl sagen, mit
welcher Aengstlichkeitdas Gutachten von asten Seiten her
Gründe zusammenrafft, um im Wesentlichen gerade das zu
verhindern, was es bisher mit scheinbar so großem Eifer und
so großer Weitläufigkeit auszuführen und herbeizuführenge¬
sucht hat — nämlich die Selbst entsch ei dung des Groß¬
herzogs von Oldenburg in der Kniphausen'schen Suc-
cessionssache.Wäre es den Herren Reclamanten oder deren
Wortführern wirklich Ernst damit, die Sache zur Selbstent-
schcidung des Großherzogs von Oldenburg an der Stelle
des Kaisers und Reiches zu bringen, und konnten sie sich auf die
rechtliche Begründung ihrer Sache wirklich verlassen, so müßten
sie mit Vergnügen das Erbieten deS Großherzogs ergrei¬
fen, in der Sache selbst zu sprechen, so wie das im Berliner
AbkommenArt. VII. angeordnete Schiedsgericht aussprechen
würde, daß dies zu seinen in demselben Abkommen übernom¬
menen Verbindlichkeitengehöre. Hier wären nämlich nur die
zwei Fälle möglich: entweder, das Schiedsgerichterkennt den
Großhcrzog vonOldenbnrg für verpflichtet, selbst zu ent¬
scheiden, und dann haben die Reclamanten ja erreicht, was sie so
sehnlichst anzustreben schienen, und was sie als im Ncichsrechte
begründet darzustellensich so sehr bemüht haben; oder, das
Schiedsgericht erkennt, daß der Großherzog von Olden¬
burg nach dem Berliner Abkommen nicht verpflichtet sei, dem
Verlangen der Herren Reclamanten zu entsprechen und anstatt
des ehemaligen deutschen Kaisers selbst zu entscheiden, und dann
bliebe ja den Herren Reclamanten immer noch der Weg offen,

lung die Pflicht auflegen würde, gerade das Umgekehrte von dem zu

verfügen, was das Gutachten hier daraus ableiten will, ist bereits oben

h 1l8 nachgewiesen worden.



bei der h. Bundesversammlung um Erlassung eines Bundesbe¬

schlusses, welcher eine sogenannte Vollziehung des Buudcsbeschlus-

ses von 1845 anordnete, zu sollicitircn und gerade so wie jetzt zu

versuchen, deren Competenz als begründet nachzuweisen, und also

doch noch das Nämliche zu thun was sie jetzt thun. Man sieht

aber aus dem ganzen Kriegsplane der Herren Reclamauten,

der sich immer mehr enthüllt, je weiter man den gegentheiligen

Schriften durch ihre Sophismen und Winkclzüge folgt, daß

es den Herren Reclamauten um nichts weniger ernstlich zu thun

ist, als daß der Groß Herzog von Oldenburg an der

Stelle des deutschen Kaisers selbst entscheide, seitdem ihnen

zweifelhaft geworden ist, ob diese Entscheidung für sie aus¬

fallen werde; dagegen liegt denselben aber daran, vor der

hohen Bundesversammlung den Schein zu behaupten, als

wenn sie über eine Rechtsverweigerung von Sei¬

ten des Großherzogs von Oldenburg sich zu beklagen und Be¬

schwerde zu führe» hätten!

Die schiedsrichterliche Entscheidung, welche der Art. VII des

Berliner Abkommens") bezüglich der Irrungen und Streitig¬

keiten anordnet, die sich in Beziehung auf die Herrschaft Knip-

hausen zwischen dem Großherzog von Oldenburg einer-

5) Berliner Abkommen Art. VII. „Alle und jede zwischen Sei¬
ner Herzoglichen Durchlaucht und Höchstdcro Nachfolger in der Regierung
des HcrzogthumS Oldenburg einerseits, und dem Herrn Grafen und
dessen Familie anderseits in Beziehung auf die Herrschaft Kn iphau scn
vorkommendenIrrungen und Streitigkeiten, welche die Auslegung des
gegenwärtigenAbkommens,tngleichen den Umfang und die Natur der Sei¬
ner Herzoglichen Durchlaucht übertragenen Hoheit und'der dem
Herrn Grafen zustehenden Rechte (Art. I) im gegenseitigen Verhält¬
nisse zu einander, an sich oder in ihrem Prinzip — abgesehen von der Er¬
füllung der daraus auf Seiten des Herrn Grafen entspringenden Verbind¬
lichkeiten,worauf die Amtsthätigkeit des Fiskals sich bezieht (Art. VI, bit. I)

zum Gegenstände haben, werden vor eine schiedsrichterlicheBehörde
gebracht. Die Bildung desselben geschieht in der Art, daß die Acten ...
bei dem OberappellationSgericht in Oldenburg .. instruirt, und ... auch
zum Spruch bei demselbenvorgelegt werden, es sei den», daß der Herr
Graf es vorzieht, auch hier auf Verschickung der Acten anzutragen," u. f. w.
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seits und dem Herrn Grafen und dessen Familie anderseits

ergeben, soll nun nach der Behauptung des Gutachtens S. 132

an besondere theils subjective, theils objective Bedin¬

gungen geknüpft sein. In subjectivcr Beziehung soll nach

dcmPözl'schen Gutachten S. 133 das gedachte Schiedsgericht

nur Platz greifen können, wo der Großherzog von Olden¬

burg und der „Graf" und seine Familie in einer gewissen Be¬

ziehung, nämlich in ihrer Eigenschaft als Inhaber öffentlich

rechtlicher Befugnisse über die Herrschaft Kniphauscn —

jener als Inhaber der Reichshoheitsrechte, dieser als In¬

haber der Landeshoheit — auftreten: solle daher insbe¬

sondere der „Graf" als Parthci vor dem Schiedsgerichte er¬

scheinen, so müsse er vor Allem im Besitze der Herrschaft

und der landesherrlichen Rechte über dieselbe sich befinden:

denn erst von dem Momente an, wo er dies erlange, trete er

in ein „gegenseitiges Verhältnis?" zu dem Großher¬

zog von Oldenburg.

Allein diese ganze Argumentation ist nichts weiter, als ein

neues Sophisma, an welcher Art von Deductioncn die Gegen¬

seite von jeher einen unerschöpflichen Reichthum entfaltet hat.

Um aber die Grundlosigkeit dieses Vorbringens, welches nur

wieder durch den Versuch, einige Bestimmungen des Art. VIl.

des Berliner Abkommens ganz zu iguorircn, scheinbar aufgeputzt

werden konnte, darzuthun, genügt es, auf den Text des Art. VII.

hinzuweisen. In diesem Artikel ist durchaus nicht blos von „dem

Grafen" und dessen Verhältnis; zu dem Groß Herzog von Ol¬

denburg, sondern es ist bestimmt von dem Grafen Wilhelm

Gustav Friedrich Bentinck, dem Vater des jetzigen Be¬

sitzers, „u nd desscn Familie" d. h- von den sämmtlichen

Mitgliedern der gräflich Bentinck'schen Familie und deren Ver¬

hältnisse zu dem Großherzog von Oldenburg die Rede. Es

ist in diesem Artikel keinesweges gesagt, daß nur dann ein

Schiedsgericht einzutreten habe, wenn „der jeweils regie¬

rende Graf" und der Großherzog von Oldenburg in

Irrungen oder Streitigkeiten gerathen: sondern es ist dies

ausdrücklich für alle Fälle vorgeschrieben, wo der Groß-
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Herzog von Oldenburg in Irrungen oder Streitigkeiten
mit irgend einem Mitgltedc der Bentinck'schen Familie kommt,
es mag dies der regierende, die Landeshoheit wirklich ausübende
Graf sein oder nicht. Es ist daher geradezu gegen den klaren
Wortlaut und den Geist des Art. Vll. des Berliner Abkom¬
mens, wenn das Gutachten S. 134 behaupten will, daß die
Herren Reclamanten darum noch gar nicht die erforderliche
Qualität hätten, vor dem Schiedsgerichte streiten zu können,
weil sie noch nicht in den Besitz der Landeshoheit eingesetzt
wären. Auch ist durchaus nicht, wie das Gutachten weiter
unterstellt, nur von Kollisionen und Differenzen die Rede, welche
sich zwischen „dem Grafen" und dem Großherzog von
Oldenburg in Bezug ans die Ausübung der Landeshoheit
in Kniphausen und der persönlichenRechte und Vorzüge
„des Grafen" ergeben, sondern der Art. VII des Berliner Ab¬
kommens spricht ganz allgemein, aber deutlich und bestimmt von
den „Irrungen und Streitigkeiten", welche die Auslegung
des gegenwärtigen Abkommens, inglcichen den Umfang und
die Natur der Seiner herzoglichen Durchlaucht übertra¬
genen Hoheit

und
der dem Herrn Grafen übertragenen

Rechte, im gegenseitigen Verhältnisse (des Großhcrzogs von
Oldenburg einerseits und des Grafen und seiner Familie
anderseits) zu einander, an sich oder in ihrem Prinzip zum
Gegenstände haben. Wenn aber, wie in vorliegender Sache
der Fall ist, Personen, welche sich doch offenbar selbst zur
Familie Bentinck rechnen, ja in derselben die besten Erb¬
berechtigten sein wollen, Personen, die in ihrer Mitte „den
Grafen" zu haben behaupten, wenn sie gleich selbst noch
nicht recht unter sich im Reinen sind, wer denn am Besten in
der Rolle „des Grafen" auftreten wird, ob der Herr Klä¬
ger, oder der Herr Graf Karl, — wenn nun solche Perso¬
nen behaupten, daß in der dem Groß Herzog durch das Ber¬
liner Abkommen Art. II in Bezug auf Kniphausen und die
Familie Bentinck vertragsmäßig zugestandenenHoheit, wie
sie früher bei Kaiser und Reich war, auch das inbegriffensei,
daß er den Bundesbeschlnßvon 1845 in einem der beschließen-
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den Majorität der Bundesversammlung selbst durchaus fremden,

aber von den Herren Reclamanten nun einmal beliebten und

erdichteten Sinne vollziehen müsse, — wenn ferner von den¬

selben Personen behauptet wird, daß der Groß Herzog von

Oldenburg in Folge der auf ihn übergegangenen kaiserlichen und

Reichshoheit gerade so gegen ein von einer bürgerlichen Mutter

entsprossenes Mitglied der gräflichen Familie Bentinck ver¬

fahren müsse, wie angeblich der deutsche Kaiser zur Rcichszcit

gegen die aus notorischer Mißhcirath entsprossenen Descendentcn

eines wirklich reichsständischcn Herrn aus altem Hanse habe

verfahren können, und wenn der Großherzog von Olden¬

burg einer solchen Rcclamation entgegenhält, daß er in dem

Berliner Abkommen eine solche exorbitante Gewalt unter dem

Titel der Hoheit, wie sie vorher bei Kaiser und Reich gewesen,

weder erworben habe, noch habe erwerben wollen, noch auch

glaube, daß er sie nach der Meinung seines Mitcontrahcntcn

(des Grafen Wilhelm Gustav Friedrich Bentinck)

habe erwerben sollen, so wird doch kein Unbefangener ver¬

kennen können, daß hier wirklich ein Fall vorliegt, genau so

in allen seinen Einzelnhciten, wie ihn das Berliner Abkom¬

men Art. VII. voraussetzt. Offenbar handelt es sich hier um

ein Vcrhältniß von Mitgliedern der Bentinck'schcn Familie

zu dem Groß Herzog von Oldenburg in Bezug auf die

Herrschast Kniphausen, um die Auslegung des Berliner

Abkommens, um den Umfang und die Natur der dem

Großherzog übertragenen Hoheit, und zwar „in deren

Princip!"

8 126.

5) Nachweis der Unschlüssigkcit der übrigen Argumente, durch welche das

Pözl'schc Gutachten die Unstatthaftigkeit des im Art. VII. dcö Berliner

Abkommens angeordneten schiedsrichterlichen Verfahrens und die Competenz

der hohen Bundesversammlung nachzuweisen sucht.

Nachdem das Pözl'sche Gutachten S. 134 sogar kein Be¬

denken getragen hat, die vorgedachtc augenfällige Beschaffenheit

der Bentinck'schcn Rcclamation zu läugnc», so wird auch Nie-20
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manb mehr über die Kühnheit erstaunen, mit welcher man glaubt

einem denkenden Leser die Zumnthung machen zu können, der¬

artige Behauptungen, wie sie ans S. l36 vorgetragen werden,

für gegründete zu halten. Da sollen einmal (S. 136) sogar

die P art h eir o l lcn dadurch verändert werden, es soll na¬

mentlich der Großherzog von Oldenburg dadurch an die

Stelle des factischen Besitzers treten, daß Ersterer der Richter

in erster Instanz (sie!) sein soll!") Da soll (S. 135) sogar

behauptet werden können, daß gar keine Streitigkeit

mit dem Großherzog von Oldenburg vorliege,"") weildie

Grafen von Bentinck nur die Erfüllung einer klaren ver¬

tragsmäßigen Obliegenheit fordern! """) Sodann soll (S. 136)

wenigstens kein Streit über die Auslegung des Berliner Ab-

5) Man müßte fürchten, die Geduld des Lesers allzusehr zu ermüden,
wenn man erst noch darüber eine Auseinandersetzung geben wollte, daß die
Frage, wer der Bcsitzbcrechtigte von Kniphauscn sei, und wie weit
die Competenz des Großherzogs von Oldenburg gehe, zwei völlig
verschiedeneFragen sind, und daß nach der Theorie des Gutachtens der
Großhcrzvg nicht Nichter in erster, sondern in einziger und daher
zugleich höchster Instanz sein würde!

55) Früher, S> 35, hatte das Gutachten mit größter Emphase an¬
gekündigt, daß es zeigen werde, wie gar kein Streit der Bcntinck-
schen Agnaten mit dem Großherzog von Oldenburg vorliege, und es
nur eine „unbegründete" Voraussetzung der Gegenseite sei, wenn man
das Dasein einer solchen Streitigkeit behaupte. Hier nun, wo man begierig
wäre, die Art und Weise kennen zu lernen, wie daö Pözl'sche Gutachten die
Streitigkeit der Grafen mit dem Großhcrzvg von Oldenburg bei Seite
zu schaffen und die Gegenseite ihres Jrrthumö zu belehren weiß , beschränkt
cS sich auf die Worte: „Es ließe sich nun zuvörderst in Abrede stellen, daß
eine Streitigkeit zur Entscheidung vorläge" — und sodann wird bescheiden
mit der Erklärung geschlossen:„die weitere Ausführung dieses Punktes auf
sich beruhen lassen zu wollen!" — Es würde nicht der Mühe verlohnt haben,
sich bei diesem Punkte aufzuhalten, wenn es nicht von Bedeutung wäre,
den Charakter der Schriften, welche von der Gegenseite ausgehen, einmal
recht klar an das Licht zu stellen.

55») Mch dieser Theorie hätte also der, der ans Brief und Siegeln
im Mandatsprozesse klagt, oder der eine Wechsclklage anstellt, gar keinen
Streit mit dem Beklagten, weil er nur die Erfüllung einer klaren ver¬
tragsmäßigen Obliegenheit verlangt!
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kommens vorhanden sein, weil die Herren Reclamanten nur eine

Vollziehung deS Abkommens (sie!) wollen, oder, wie mit

rühmlicher Offenherzigkeit beigefügt wird, — weil die Herren

Reclamanten „keine Auslegung desselben wollen"! Eben

so wird (S. 137) behauptet, es habe die Reclamation nicht den

Umfang und die Natur der Rechte der Contrahenten zu

einander an sich oder in ihrem Princip zum Gegenstande, weil

(sie!) dabei der Umfang und die Natur der Rechte ganz

außer Streit seien — als wenn nicht gerade das der Streit¬

punkt wäre, was unter der vertragsmäßig auf den Großherzog

von Oldenburg übergegangenen Hoheit zu verstehen sei! Das

Ganze wird aber gekrönt durch die Behauptung S. 138: „Ist

„aber das Schiedsgericht nicht cvmpetent, und sonach auch die

„Bundesversammlung nicht in der Lage, die bei ihr eingebrachte

„Reclamation an dasselbe zu verweisen, so kann sie nur in eige¬

ner Competcnz dieselbe erledigen" — als wenn die Com-

pctenz ein er Behörde dadurch begründet wäre, daß eine andere

Behörde nicht competent ist! Der Commissionsvortrag vom

20. September 1851 (siehe oben S. 68 u. 71) überhebt jeder

Mühe, hierüber etwas weiteres zu sagen.*)

§ 127.

<Z) Nachweis, was die Herren Reclamanten eigentlichwollen, aber nicht
geradezu von der hohen Bundesversammlung zu verlangen sich getrauen.

Wenn man sich nun endlich durch alle die schlaugenartigcn

Windungen, durch das labyrinthische Gebäude und chaotische

Durcheinander der Reclamationen, Rccurse, Nachträge und

^) Wenn das Gutachten meint, daß bei Nicht-Annahme der Competenz
der Bundesversammlung die Herren Reclamanten möglicherweiserechtlos
gestellt werden könnten, so ist auch dies — daß es sodann möglicherweise
an einer kompetentenInstanz fehlen könnte — kein Grund, die Bun¬
desversammlung für competent zu erklären. (Stehe oben S. 32).
UcbrigcnS brauchen sich die Herren Reclamanten nur über die Grundlosig¬
keit ihrer Bestreitung der Competenz des Obcrappellationsgerichts zu Ol¬
denburg aufzuklären, so wird es ihnen nicht an einer competentenInstanz
fehlen.

20 *



sog. Rechtsausführungen auf der reclamantischen Seite hin¬

durchgearbeitet hat, so wird mau, wenn mau auf diesem mühe¬

vollen Wege die Klarheit des Blickes zu bewahren gewußt hat,

doch darüber nicht im Zweifel sein können, was die Herren

Reclamanten eigentlich von der h ohe n Bnndesv er-

sammlung wollen, und wenn man dies fest in'ö Auge faßt,

wird sich die Sache viel einfacher losen, als es

bei dem ersten Blicke auf das massenhaft gehäufte Material

den Anschein haben mag. Das, was die Herren Reclamanten

in der Sache selbst wollen, — das, was bald unter dem

Namen „Vollzug des Bnndesbeschlusses vom 12. Juni 1845,"

bald unter dem Titel eines „Vollzuges des Berliner Abkom¬

mens", bald unter der Firma eines „Schutzes in der Landes¬

hoheit nach Maaßgabe der kaiserlichen Wahlcapitulation"— was

bald vom Großherzoge von Oldenburg, bald von der hohen

Bundesversammlung verlangt wird und mit ancrkenncnswerther

UnVerdrossenheit sogar bei den provisorisch an die Stelle der

hohen Bundesversammlung getretenen Autoritäten verlangt wor¬

den ist — mit einem Worte, das Endziel aller reclaman¬

tischen Bestrebungen ist: sofort durch irgend eine (gleichviel

welche) Autorität zu erlangen, daß der dcrmalige Besitzer der

Herrschaft Kniphausen, ungeachtet der Rechtshängigkeit

des Bentinck'schcn Snccessionsstreitcs, und ohne dessen Aus¬

gang abzuwarten, und überhaupt ohne Rücksicht darauf, wie

das richterliche Urtheil fallen möge, aus der Regierung von

Kniphausen entsetzt und diese den Herren Reclamanten

übergeben werde.

Um aber eine politische Autorität zu einem solchen Ein¬

schreiten bewegen zu können, soll derselben doch ein oder der

andere scheinbare Grund an die Hand gegeben werden, wonach

sie sich zur Entsetzung des dermaligen Besitzers von Knip¬

hausen sogar während des rechtshängigen Successionsstreites

befugt und beziehungsweise verpflichtet finden könne, und dies

soll nun durch nachstehendes System falscher Voraussetzungen

und darauf gebauter Trugschlüsse erreicht werden.

1) Es wird (als Thesis) die in den vorstehenden Aus-
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führungen als notorisch falsch und bundesprotocollwidrig nach¬

gewiesene Behauptung vorangestellt, als habe die hohe Bundes¬

versammlung durch Bundesbcschlust vom 12. Juni 1845, wo¬

durch sie den hohen Adel und die Ebenbürtigkeit der Familie

Beutinck anerkennt, bereits ausgesprochen, daß der der¬

malige Besitzer aus unstreitig notorischer Mißheirath geboren

und daher nicht fähig zur Succcsston in die Herrschaft Kip¬

hausen fei, wenn er auch in den übrigen Theilcn des Bcn-

tinck'schen Familienfideicommisscs durch richterliches Urtheil als

erbberechtigt anerkannt werden würde;

2) es sei daher die Entsetzung des dermaligcn Besitzers

aus der landesherrlichen Regierung von Kiphausen und

die Einsetzung der Bentinck'schcn Agnaten in dieselbe nur

eine logische Folgerung aus dem Bundcsbeschluß vom 12. Juni

1845 und eine in demselben schon begründete rechtliche Not¬

wendigkeit; also handle es sich nur noch um „Vollziehung"

eines Buudcsbeschlusseö;

3) die Vollziehung des Bundesbeschlusscs vom 12. Juni

1845 in jenem notorisch falschen bundesprotocollwidrigen Sinne

(siehe Nr. 1) liege dem Groß her zog von Oldenburg ob,

weil durch das Berliner Abkommen die Hoheit über Kip¬

hausen und die Bentinck'sche Familie, so wie sie bei

Kaiser und Reich war, aus ihn übergegangen sei und an¬

geblich der deutsche Kaiser selbst zur Reichszeit auf

Verlangen der Bentinck'schcn Agnaten das hätte verfügen

müssen, was diese jetzt von dem Groß Herzog von Ol¬

denburg verlangen — nämlich Entsetzung des dermaligen

Besitzers von Kiphausen ungeachtet der Rechtshängigkeit

des Bcnti n ck'schen Successiousstreitcö.

4) Da der Großherzog von Oldenburg aber sich

geweigert hat — wozu er, wie vorstehend ausgeführt wurde,

das vollkommenste Recht hatte und hat — den Bundcsbeschluß

vom 12. Juni 1845 in dem von den Herren Reklamanten hin-

einge dich teten Sinne zu verstehen, und da er demgemäß die

Anträge derselben auf angebliche Vollstreckung eines Bundes¬

beschlusses zurückgewiesen hat, so wenden sich nun die Herren
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